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Antrag 

der Abgeordneten Müntefering, Menzel, Conradi, Großmann, Dr. Niese, Oesinghaus, 
Dr. Osswald, Reschke, Scherrer, Weiermann, Börnsen (Ritterhude), Dr. Vogel 
und der Fraktion der SPD 


Soziale Fortentwicklung des Wohngeldes 


Die letzte Anpassung der Leistungen des Wohngeldgesetzes ist 
zum 1. Januar 1986 erfolgt. Seitdem sind erhebliche Mietpreisstei- 
gerungen zu verzeichnen gewesen, die Jahr für Jahr deutlich über 
den Steigerungsraten der allgemeinen Lebenshaltungskosten 
gelegen haben. 

Der sozialpolitisch wichtige preiswerte Althausbestand ist dabei 
von besonders hohen Mieterhöhungen betroffen, die der Mieten- 
index nur unvollständig wieder gibt. Vor allem Haushalte aus 
unteren Einkommensgruppen haben steigende Mietbelastungs- 
quoten zu tragen. 

Das Wohngeld ist ein wichtiges Instrument im Rahmen einer 
sozialen Wohnungspolitik, das dabei hilft, die Mietbelastung für 
Haushalte mit geringem Einkommen tragbar zu halten. 

Seit 1983 sind die Mieten 2,5mal so stark gestiegen wie die 
übrigen Lebenshaltungskosten. 

Eine Anpassung des Wohngeldes ist angesichts der dargestellten 
Entwicklung dringend erforderlich. Die von der Bundesregierung 
vorgeschlagene Einführung einer 6. Wohngeldstufe wirkt sich 
lediglich in einigen wenigen Städten mit einem besonders hohen 
Mietniveau aus. Deshalb ist das Wohngeld darüber hinaus allge- 
mein anzupassen und zu verbessern. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, umgehend eine Wohn- 
geldnovelle vorzulegen, die Mitte des Jahres 1990 in Kraft treten 
kann. 

Diese Novelle soll folgende Elemente umfassen: 

— Die Einkommensgrenzen und die Miethöchstbeträge des 
Wohngeldgesetzes werden an die Miet- und Preisentwicklung 
angepaßt und um 10 Prozent erhöht. 
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— Der pauschale Abzug bei der Einkommensermittlung für Fami- 
lienmitglieder, die steuerpflichtige Einkommen haben (§ 17 
Abs. 4 Wohngeldgesetz), wird von 30 auf 32 Prozent heraufge- 
setzt. 

— Der Freibetrag für Alleinerziehende mit Kindern nach § 15 
Abs. 2 des Wohngeldgesetzes wird auf 1 800 DM und die 
Altersgrenze für die zu berücksichtigenden Kinder auf 16 Jahre 
erhöht. 

— Der Freibetrag für Schwerbehinderte mit einem Grad der 
Behinderung von 100 wird auf 3 600 DM erhöht. 

— Die Höhe der abzugsfähigen Aufwendungen zur Erfüllung 
gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen nach § 12 a Wohngeld- 
gesetz (Zahlungen an auswärtig untergebrachte Familienmit- 
glieder, Aufwendungen für Kinder und geschiedene oder dau- 
ernd getrenntlebende Ehegatten) wird heraufgesetzt. 

— Der Freibetrag für Kinder mit eigenem Einkommen wird von 
1 200 auf 2 400 DM erhöht (§ 15 Abs. 3 Wohngeldgesetz). 

Die Bundesregierung wird darüber hinaus aufgefordert, die vom 
Deutschen Bundestag anläßlich der Beratung des Wohngeld- und 
Mietenberichtes 1987 geforderte Darstellung der Leistungsfähig- 
keit des Wohngeldes für Familien mit Kindern vorzulegen und 
ggf. erforderliche Verbesserungsvorschläge zu machen. 

Bonn, den 28. September 1989 
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Begründung 

Auch das Bundesbauministerium hält eine Erhöhung der Wohn- 
geldleistungen für erforderlich, zumal für 1989 ein nochmals 
erhöhter Mietanstieg erwartet wird. 

Die durch die genannten Maßnahmen entstehenden Mehrkosten 
sind überschlägig mit 600 Mio. DM zu veranschlagen. 
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